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1 Einleitung



Das politisch-administrative Mehrebensystem der Bundesrepublik kennt in seinem vertikalen Aufbau neben Bund und Land auch die Kommunen als eigene Gebietskörperschaften. Als Träger der politischen Willensbildung und als engste Gestaltungsinstanz des Lebensraumes der Bürgerinnen und Bürger auf kommunaler Ebene, hat der
Grundgesetzgeber den Kommunen das Recht übertragen „alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln“
(Deutscher Bundestag 2006, Art. 28). Um der Vielzahl der komplexen staatlich übertragenen und originär örtlich zu leistenden Aufgaben gerecht zu werden, schließen sich deutsche Kommunen zu so genannten Kreisen/Landkreisen zusammen. Die aktuell 323 deutschen Landkreise werden seit dem 1. November 2001 durch ein bundesweites Modellprojekt, der aus dem Landkreis Hannover und der Landeshauptstadt Hannover fusionierten Region Hannover ergänzt, die im Fokus dieses kurzgehaltenen Aufsatzes stehen soll.



Die Region Hannover wird entsprechend ihres Pilotcharakters und ihrer Einzigartigkeit in der bundesdeutschen Verwaltungsgliederung kritisch und intensiv diskutiert. Die grundlegende Kritik am so genannten
„Regionalkreismodell“ geht zurück in die 60er Jahre des 20. Jahrhunderts, soll aber in dieser Arbeit
wegen der gebotenen Kürze nicht weiter rekapituliert werden. Denn gesehen werden muss die Chance der Region Hannover, mit ihren gegenüber dem herkömmlichen Kreismodell optimierten Struktur-, Prozess-und Ergebniskriterien als effektivere Form der kommunalen Aufgabenerfüllung und interkommunalen Kommunikation und Koordination zu bestehen und aus sich heraus eine Reformwelle von vornehmlich Verdichtungsgebieten hin zum Regionalmodell zu entwickeln. Diese von den Befürwortern des Regionalkreismodells Hannover erwünschte Vision steht oder fällt jedoch damit, wie das Regionskonzept von den politisch Verantwortlichen und Bürgerinnen und Bürgern der Region gelebt wird. Zurückgehend auf die kritischen Positionen der deutschen Staatsrechtslehre in den 60er und 70er Jahren zur Regionalkreisreform in Nordrhein-Westfalen, sind es aber auch verfassungsgesetzlichen Bedenken, die gegen ein Regionalkreismodell vorgebracht werden. Insbesondere die vom Staats- und Verwaltungsrechtler Roman Schnur unterbreitete Desintegrationsthese durch Regionalkreisbildung soll in diesem Aufsatz mit der fünf Jahre alten Wachstumsregion Hannover konfrontiert werden. Können die Argumente Schnurs am konkreten Beispiel als überholt abgewiesen werden? Oder
„ist etwas dran“ am Identifika-
tions-und Integrationsverlust des Bürgers in großflächigen Regionen?



Bevor wir uns jedoch der Vorstellung und Diskussion der Kritik Roman Schnurs widmen, soll überblicksartig die vertikale kommunale Verwaltungsgliederung und das Regionalkreiskonzept als Reformmodell mit Zukunftscharakter vorgestellt werden. Sodann kann das Konzept auf die Region Hannover konkretisiert erörtert und zur Kritik Schnurs diskutiert werden.



2 Gemeinde, Kreis und Region - Ebenen optimaler kommunaler Aufgabenerledigung



2.1 Die Gemeinde: Basis der politischen Willensbildung



Die Gemeinde oder auch Kommune ist die kleinste deutsche Gebietseinheit, in der das Zusammenleben von Menschen organisiert und engste politische Willensbildung durch die Partizipation der Bürger ge-formt wird. Jeder Bundesbürger ist nicht nur Bürger der Bundesrepublik Deutschland und in einem Bun-desland beheimatet, sondern auch in einer Kommune, sei es in Form einer Stadt oder Gemeinde zu Hause.



Gemeinden sind Gebietskörperschaften und haben verfassungsgemäß die generelle Zuständigkeit für alle lokalen örtlichen Aufgaben (Wikipedia 2006a). Diese vom Grundgesetzgeber intendierte Eigenverant-wortlichkeit und Eigenständigkeit der Kommunen ist Bestandteil des nunmehr europäischen Mehrebenensystems (Internationale Politik, EU, Bund, Land, Kommune), in dem politische Entscheidungsstrukturen horizontal und vertikal auf verschiedene Ebenen verteilt sind.
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